
discussion paper

FS I 00-205

Beschäftigung, Arbeitszeit und
Übergangsarbeitsmärkte in
vergleichender Perspektive

Dominique Anxo*, Jacqueline O’Reilly**

Mai 2000
ISSN Nr. 1011-9523

* Dominique Anxo ist Kodirektor des Centre of European
Labour Market Studies und außerordentliche Professor am
Institut für Wirtschaftswissenschaften der Universität
Göteborg
dominique.anxo@economics.gu.se

** jackie@medea.wz-berlin.de



ZITIERWEISE / CITATION 
 
 
Dominique Anxo, Jacqueline O’Reilly 
 
Beschäfti gung, Arbeitszeit und Übergangsarbeitsmärkte in 
vergleichender Perspektive 
 
Discussion Paper FS I 00-205 
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 2000 
 
 
 
 
Forschung sschwer punkt: R esearch Area: 
Arbeitsmarkt und Labour Market and 
Beschäftigung Employment 
 
 
Abteilung: R esearch Unit: 
Organisation und Organization and 
Beschäftigung Employment 
 
 
 Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforsc hung 
 Reichpietschufer 50 
 D-10785 Berlin 

e-mail: wzb@wz-berlin.de 
Internet: http://www.wz-berlin.de 



Zusammenfassung 

In diesem Artikel konzentrieren wir uns auf die vergleichende Perspektive bei der 
Anwendung des Konzepts der Übergangsarbeitsmärkte auf Arbeitszeitregime in 
verschiedenen Ländern. Eingangs untersuchen wir Tendenzen bei der Regulierung 
und Verteilung der Normalarbeitszeit in ausgewählten Ländern seit  Mitte der 
achtziger Jahre. Diese Analyse betont die besonderen Wege, mit denen der Staat 
und die Sozialpartner die Reregulierung der Arbeitszeit anstreben. Um diese 
Veränderungen zu interpretieren und zu erklären, beziehen wir uns auf frühere 
international vergleichende Forschung zu industriellen Beziehungen und 
Sozialpolitik. Indem wir den Schwerpunkt auf bestimmte Arbeitsmarkt- und 
Haushaltsstrukturen legen, veranschaulichen wir die Anreize und Hindernisse bei der 
Herstellung des Übergangs zwischen verschiedenen Beschäftigungsformen in einer 
Reihe von Ländern. Der Artikel endet mit einer kurzen Diskussion der Strategien, die 
die Arbeitsmarktübergänge und die Entwicklung von Übergangsarbeitsmärkten unter 
höchst verschiedenen institutionellen Rahmenbedingungen beeinflussen und setzt 
sich mit der Frage auseinander, wie sich diese auf die Umstrukturierung der 
Beschäftigung auswirken. 
 
 

Abstract 

In this article we set out to examine how the potential for transitional labour markets 
could be developed through the use of flexible working time practices in a range of 
European countries. First we examine the trends in the regulation and distribution of 
working time since the mid 1980s, and the role of the social partners in this process. 
We identify three distinct types which we label: negotiated flexibility, statist flexibility 
and externally constrained voluntarism. To interpret and explain these changes we 
draw on earlier cross-national comparative research from industrial relations and 
social policy. By focussing on particular labour market characteristics and household 
structures we illustrate the incentives and obstacles to making transitions between 
different employment statuses. The article concludes with a short discussion of the 
type of policies that influence labour market transitions and the potential for 
transitional labour markets.  
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In zunehmenden Maße wird in den letzten Jahren die Notwendigkeit einer Neukonzi-
pierung und Reorganisation der Arbeitszeit als zentraler Faktor einer Politik erkannt, 
deren Ziel die Erleichterung der sozialen Integration und eine Zunahme der Beschäf-
tigung in Europa ist. In Frankreich und Deutschland werden Arbeitszeitverkürzungen 
als potentielles Mittel zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit und der Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen gesehen. So liegt zum Beispiel der Schwerpunkt der Diskus-
sion um die Einführung der 35-Stunden-Woche in Frankreich eindeutig auf Beschäf-
tigungsfragen, während die Vier-Tage-Woche bei Volkswagen in Deutschland als 
Versuch betrachtet werden kann, Arbeitsplätze zu erhalten. Gleichzeitig erhöht die 
Zunahme von „atypischer“ Arbeit die Sorge, dass potentiell Arbeitsplätze bedroht und 
ein  marginalisierter Arbeitsmarkt (Begriff prüfen!) entstehen könnte. (Rubery 1998). 
Die Entwicklung von Arbeitsmarktflexibilität, insbesondere hinsichtlich des Zusam-
menbruchs der Standardarbeitszeit im Verlauf des Lebenszyklus, stellt eine funda-
mentale Herausforderung zukünftiger Arbeitsregulierung und damit verbundener 
Beiträge und Ansprüche auf Sozialleistungen dar (O’Reilly und Spee 1998). Diese 
Verbindung zwischen Arbeit und Sozialleistungen ist ein zentrales Element in der 
Entwicklung von Übergangsarbeitsmärkten (ÜAM), deren Bestreben es ist, damit 
Schranken durchlässiger zu machen. 

Als strategische Neuorientierung der Arbeitsmarktpolitik wird von Schmid (1999) 
das Konzept der Übergangsarbeitsmärkte (ÜAM) vorgeschlagen,  in denen entlohnte 
Erwerbsarbeit mit anderen persönlich oder gesellschaftlich nützlichen Tätigkeiten wie 
selbständiger Erwerbsarbeit, Eigenarbeit, Erziehen, Bildung oder Weiterbildung, kul-
turellem Gestalten, politischer Beteiligung oder sozialem Engagement kombiniert 
werden. Übergangsarbeitsmärkte gehen von einem erweiterten Arbeitsbegriff aus 
und zielen auf eine Steigerung der Wahlmöglichkeiten zwischen verschiedenen 
Beschäftigungsverhältnissen, deren Risiken rechtlich, kollektivvertraglich oder sozi-
alpolitisch abgesichert sind. Sie sind institutionelle Scharniere zur Bewältigung des 
Strukturwandels.  

In diesem Artikel konzentrieren wir uns auf die vergleichende Perspektive bei der 
Anwendung des ÜAM-Konzepts auf Arbeitszeitregime in verschiedenen Ländern. 
Eingangs untersuchen wir Tendenzen bei der Regulierung und Verteilung der nor-
malen Arbeitszeit in ausgewählten Ländern seit  Mitte der achtziger Jahre. Diese 
Analyse betont die besonderen Wege, mit denen der Staat und die Sozialpartner die 
Reregulierung der Arbeitszeit anstreben. Um diese Veränderungen zu interpretieren 
und zu erklären, beziehen wir uns auf frühere staatenübergreifende vergleichende 
Forschung zu industriellen Beziehungen und Sozialpolitik. Indem wir den Schwer-
punkt auf bestimmte Arbeitsmarkt- und Haushaltsstrukturen legen, veranschaulichen 
wir die Anreize und Hindernisse bei der Herstellung des Übergangs zwischen ver-
schiedenen Beschäftigungsformen in einer Reihe von Ländern. Der Artikel endet mit 
einer kurzen Diskussion der Strategien, die Arbeitsmarktübergänge und die Ent-
wicklung von Übergangsarbeits-märkten unter höchst verschiedenen institutionellen 
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Rahmenbedingungen beeinflussen und setzt sich mit der Frage auseinander, wie 
sich diese auf die Umstrukturierung der Beschäftigung auswirken. 

1. Arbeitszeitregulierung im Vergleich 

Die institutionellen Richtlinien für die Regulierung der Arbeitszeit widerspiegeln ver-
schiedene Traditionen der industriellen Beziehungen, unterschiedliche kollektive 
Aushandlungssysteme und verschiedene Strategien und Ziele der sozialen Akteure 
im Zusammenhang mit Arbeitszeitfragen. Diese Unterschiede können einen bedeu-
tenden Einfluss auf Länge und Verteilung der Arbeitszeit haben. Im Wesentlichen 
kann die Regulierung auf vier Ebenen stattfinden: Auf der nationalen Ebene durch 
die umfassende Anwendung der staatlichen Gesetzgebung, auf der Branchen- oder 
industriellen Ebene durch kollektive Aushandlungssysteme, die auf eine Reihe von 
Firmen oder Sektoren bezogen sind; auf der Betriebs- oder der Gesellschaftsebene 
durch lokalisierte Kollektivverträge und auf der ausschließlich individuellen Ebene 
durch den zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer abgeschlossenen Arbeitsvertrag.1 
In den einzelnen Ländern bestehen jedoch beträchtliche Unterschiede hinsichtlich 
Relevanz und Einfluss dieser Regulierungsebenen. Einige Länder greifen im 
Wesentlichen auf Kollektivverträge auf der Industrie- und Betriebsebene zurück, 
während in anderen der Einfluss der gesetzlichen Regulierung und Intervention für 
die Erklärung  der unterschiedlichen Parameter hinsichtlich von Länge und Verteilung 
der Arbeitszeit ausschlaggebend zu sein scheint.  

Die meisten europäischen Staaten haben eine bestimmte Form der Arbeitszeit-
gesetzgebung. Im Allgemeinen besteht von Seiten der Sozialpartner die de jure 
Option, durch Kollektivverträge von dieser gesetzlichen Norm abzuweichen. Das 
Profil der Arbeitszeitverteilung widerspiegelt teilweise die relative Stärke der ver-
schiedenen Regulierungsebenen und den Grad der Koordination zwischen ihnen. Sie 
sind ihrerseits eng mit der Art des Regimes industrieller Beziehungen, der Rolle des 
Staates bei der Regulierung des Arbeitsmarktes sowie mit dem Grad der Zentralisie-
rung und der Koordination des Aushandlungsprozesses in einem bestimmten Land 
verbunden.  

Daher kann man in Ländern, in denen ein stark entwickeltes Regulierungssy-
stem oder ein zentralisiertes Aushandlungssystem mit einem hohen Anteil gewerk-
schaftlich organisierter Arbeitnehmer besteht, eine entsprechende Konzentration von 
                                                        
1 Eine fünfte Ebene, auf der Regulierung stattfinden kann, ist die übernationale Ebene, zum Beispiel durch 
Richtlinien der europäischen Union (EU) oder Standards der internationalen Arbeitsorganisation. Die 
Minimalkriterien dieser Standards sind jedoch in der Regel schon in den Richtlinien enthalten, die in den hier 
untersuchten Ländern gelten. Eine bemerkenswerte Ausnahme ist Großbritannien, wo die kürzlich erfolgte 
Einführung der EU-Arbeitszeitrichtlinien sowohl die Dauer als auch die Verteilung der Arbeitszeit beeinflussen 
wird. (EIRR 1998d).  
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Beschäftigten um die gesetzlich oder kollektiv vereinbarte Norm erwarten. In diesen 
Ländern ist es darum möglich, von einer eingeschränkten Verteilung der Arbeitszeit-
muster auszugehen. Das impliziert, dass hoch zentralisierte und koordinierte Aus-
handlungssysteme zu Arbeitszeitmustern führen könnten, die denen in Ländern mit 
einer ausgeprägten gesetzlichen Norm ähnlich sind (d.h. eine hohe Konzentration 
um eine Standardnorm). Demgegenüber ist in Ländern mit einer schwächeren 
gesetzlichen Norm, in denen Verhandlungen auf einer industriellen Ebene vorherr-
schend sind, eine relativ breite Streuung bei der Verteilung der Arbeitszeit zu erwar-
ten. Der Grund hierfür ist, dass die verhandelten Arbeitszeitstandards in den ver-
schiedenen Tarifgebieten stark voneinander abweichen können.  

In Ländern mit einer starken Tradition kollektiver Aushandlungssysteme ist der 
Einfluss des Regulierungssystems auf die Arbeitszeitverteilung jedoch weitgehend 
davon abhängig, ob Arbeitszeit de facto  Bestandteil des Verhandlungsprozesses ist. 
Die Verteilung der Arbeitszeit kann in Ländern mit ähnlichen Regulierungs- und Aus-
handlungsregimen voneinander abweichen. Dies ist eine Folge der Unterschiede in 
der allgemeinen Ausrichtung der Arbeitszeitpolitik, die klare Prioritäten und Ziele der 
beiden Seiten der Industrie widerspiegeln. 
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Abbildung 1: Verteilung der normalen Wochenarbeitszeit (abhängig Beschäftigte), 
1987 & 1996 
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Schließlich sind von Ländern ohne gesetzliche Arbeitszeitregulierung und mit einem 
äußerst dezentralisierten Aushandlungsprozess und/oder einer Individualisierung der 
Arbeitszeit aufgrund von Arbeitsverträgen die größten Arbeitszeitschwankungen zu 
erwarten, wie etwa in Großbritannien. Zur Veranschaulichung dieser verschiedenen 
Modelle beziehen wir uns auf Beispiele aus Frankreich, Deutschland und Großbri-
tannien seit Mitte der achtziger Jahre, die in Abbildung 1 dargestellt werden. Diese 
Beispiele zeigen auch die Unterschiede in der Verteilung der Arbeitszeit nach 
Geschlechtern auf.  

Wenn wir Entwicklungen bei der Verteilung der normalen Arbeitszeit zwischen 
1987 und 1996 vergleichen, können wir zwei deutliche Veränderungsmuster erken-
nen. Erstens ist die Arbeitszeitverteilung bei Männern in Frankreich und Großbritan-
nien stabil geblieben, während die deutsche Verteilung infolge einer Reihe von 
Reduzierungen  wesentliche Veränderungen erfahren hat. Zweitens konzentriert sich 
die Zunahme der weiblichen Beschäftigung auf geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse,  obwohl es hier Unterschiede zwischen den Ländern gibt. Diese Entwicklun-
gen widerspiegeln sowohl strukturelle Differenzen bei der Verteilung der Beschäfti-
gung, insbesondere die Erweiterung des Dienstleistungssektor und der Frauenteil-
zeitarbeit als auch Besonderheiten in der Ausrichtung der Arbeitszeitpolitik in den 
jeweiligen Ländern (Bosch et al. 1994; Smith et al. 1998). 

Wenn wir zuerst einen Blick auf Frankreich werfen, stellen wir fest, dass es dort 
zwischen 1987 und 1996 keine Arbeitszeitverkürzung gegeben hat. Die normale 
Arbeitszeit  blieb bei den meisten männlichen und  einem sehr hohen Prozentsatz 
der weiblichen Beschäftigten auf einem Stand  um die 39-40 Wochenstunden. Wäh-
rend dieses Zeitraumes unternahmen verschiedene französische Regierungen meh-
rere erfolglose Versuche, die Sozialpartner zu ermutigen, sich sowohl auf der indu-
striellen als auch auf der Firmenebene über innovative und flexible Arbeitszeitstruktu-
ren zu einigen (Boulin et al. 1997). In der französischen Fachliteratur findet eine 
intensive Debatte über die sich verändernde Rolle des Staates in der Regulierung 
der industriellen Beziehungen statt. (vgl. z.B. Lallement  1997, 1998 und 1999). 
Eines von Lallements Hauptargumenten ist, dass es eine Entwicklung weg von der 
„etatistischen“ Regulierung hin zu einem mehr dezentralisierten, sektoralen Ansatz 
gibt, bei dem lokale Akteure mehr Spielraum erhalten. Kürzlich erfolgte Arbeitszeit-
veränderungen sind ein deutliches Beispiel für diese Entwicklung. Die Förderung 
einer dezentralisierten Aushandlungspraxis auf lokaler Ebene erfolgt jedoch vor dem 
Hintergrund gesetzlicher Zwänge und finanzieller Anreize. Wir vertreten den Stand-
punkt, dass die Einführung der 35-Stunden-Woche als Beispiel der Anpassung und 
der Kontinuität innerhalb dieser „dirigistischen“ Tradition betrachtet werden kann 
(EIRR 1998d; Hall 1986; O’Reilly 1994, S. 234-9). Die in Abbildung 1 beschriebene 
Stabilität der Arbeitszeitverteilung während dieses Zeitraums veranschaulicht die 
Dominanz der gesetzlichen Arbeitszeitnorm  und die allgegenwärtige regulierende 
Rolle des Staates in Frankreich. Die offensichtliche Stabilität wurde jedoch von einer 
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bemerkenswerten Zunahme der Frauenteilzeitarbeit in Frankreich begleitet. Hier ist 
eine Tendenz zu längeren Teilzeitstellen im Umfang von 20 Stunden und mehr fest-
stellbar, im Gegensatz zur Zunahme der „Mini„ Teilzeitstellen im Umfang von weni-
gen Wochenstunden in Deutschland, den Niederlanden und Großbritannien. 

In Deutschland wurden dagegen seit Mitte der achtziger Jahre eine Reihe von 
wichtigen Vereinbarungen getroffen, welche die Umstrukturierung und den Abbau 
von Stellen durch Kürzung der Arbeitszeit und Altersteilzeitbeschäftigung ermöglicht. 
Es ist jedoch auch zu einer Zunahme der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse 
(d.h. von weniger als 18 Wochenstunden) gekommen, wobei es sich gewöhnlich um 
Teilzeitarbeit in geringem Stundenumfang für Frauen handelt (Bothfeld and O’Reilly 
2000). Es kommt klar zum Ausdruck, dass die verschiedenen kollektiv vereinbarten 
Arbeitszeitreformen in Deutschland seit 1986 die Konzentration und den Anteil der 
Beschäftigten reduziert haben, die 40 Stunden in der Woche arbeiten. Dies hat zu 
einer zunehmenden Diversifizierung der Arbeitszeit geführt. Ein ähnliches Muster 
besteht in den Niederlanden (Anxo et al. 2000a). In diesen Ländern geht die Reorga-
nisation und Reduzierung der Arbeitszeit mit einer moderaten Lohnpolitik einher. 

Großbritannien ist hinsichtlich der Verteilung der normalen Wochenarbeitszeit 
das außergewöhnlichste Beispiel aller europäischen Staaten. Die Daten von Eurostat 
veranschaulichen klar, dass das Konzept der Standardarbeitszeit in Großbritannien 
offensichtlich nicht besteht. 1995 arbeiteten nur etwas über 10% aller männlichen 
Beschäftigten um die 40 Wochenstunden, im Vergleich zu über 50% in Frankreich 
und  etwa 30% in Deutschland. Eines der deutlichsten Kennzeichen des britischen 
Arbeitsmarktes ist der hohe Anteil von Männern mit einer sehr langen Wochenar-
beitszeit (45 Stunden+ pro Woche) und das hohe Verhältnis von Frauen, die in 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen tätig sind (unter 20 Wochenstunden). Zur 
Zeit der konservativen Regierungen war Großbritannien gegenüber der Einführung 
von europäischen Richtlinien zur Arbeitszeitregulierung und zur Verbesserung der 
Rechte von Teilzeitbeschäftigten in geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen 
höchst ablehnend eingestellt. (Fagan 1997; Smith et al. 1997). Seit dem Regierungs-
antritt von New Labour im Mai 1997 wurden jedoch viele dieser früher kontroversen 
Richtlinien inzwischen akzeptiert (EIRR 1998d). 

Auf der Grundlage einiger Forschungserkenntnisse in vergleichender politischer 
Ökonomie haben wir eine dreifache Typologie entwickelt. Damit sollen die in ver-
schiedenen Gesellschaften angewandten Strategien zur Bewältigung der Herausfor-
derungen zusammengefasst werden, die  durch die zunehmende Arbeitszeitflexibili-
tät und die Auswirkungen dieser Strategien auf die Arbeitsmarktübergänge entstan-
den sind. In früheren Arbeiten klassifizierten wir diese Entwicklungen wie folgt: 
Staatliche Flexibilität  zwischen gesetzlicher Intervention und betrieblicher Imple-
mentation zwischen den Sozialpartnern ausgehandelte Flexibilität  unter Einbezie-
hung der Sozialpartner und extern eingeschränkter Voluntarismus  (O’Reilly und 
Spee 1998). Diese Typologie dient als Instrument zum Verständnis divergierender 
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Tendenzen bei der Regulierung von Arbeitszeitveränderungen in Europa. Sie basiert 
auf frühere Studien in vergleichender politischer Ökonomie und industriellen Bezie-
hungen, bei  denen auf der Makroebene zwischen koordinierten und unkoordinierten 
Aushandlungssystemen differenziert wird. (Crouch 1993; Crouch und Streek 1997; 
Hollingsworth et al. 1994; Soskice 1999). 

In den skandinavischen Ländern beispielsweise besteht ein Kontinuitätsmuster 
innerhalb dieses Rahmens, was Crouch (1993) Neokorporatismus nennt. Obwohl in 
Deutschland und in den Niederlanden die Arbeitnehmerorganisationen vergleichs-
weise schwächer sind, waren diese Länder in der Lage, diese in ein System koordi-
nierter Beziehungen mit den Arbeitgebern zu integrieren, was Crouch als pluralisti-
sches Aushandlungssystem bezeichnet. Im Gegensatz dazu sind Großbritannien und 
Irland Beispiele dafür, wie starke gewerkschaftliche Macht bisweilen eine destabili-
sierende Wirkung haben konnte, wobei es den Gewerkschaften nicht gelang, ihre 
Stärke in politische Macht umzusetzen. Dies hatte ein geringeres Zusammenwirken 
zwischen Arbeitgeber und Gewerkschaften und Merkmale von Konfrontation zur 
Folge. Wenig koordinierte Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Gewerkschaften 
und eine geringe gewerkschaftliche Macht können in Frankreich und in geringerem 
Umfang in Spanien beobachtet werden. Spanien hat sich jedoch vom autoritären 
Korporatismus zu einem Zustand entwickelt, in dem die gewerkschaftlich organisier-
ten Arbeitnehmer bisweilen Ähnlichkeiten zu instabilen, pluralistischen Aushand-
lungssystemen aufweisen, wie dies in Großbritannien der Fall war. (Crouch 1993, 
Kap.2, S. 289-90). Die Kritik an der Verwendung von Typologien in der vergleichen-
den Forschung macht geltend, dass dadurch statische Gruppen gebildet werden und 
einige Fälle sich nur schlecht in die bestehenden Kategorien einordnen lassen. Wir 
sind jedoch der Ansicht, dass die vorgeschlagene Typologie als nützliches heuristi-
sches System benutzt werden kann, um Länder mit „Wahlaffinitäten“ im Weberschen 
Sinne zu identifizieren. Sie kann uns helfen, die Art von institutionellen Bedingungen 
zu erkennen, die bestimmte Typen von Arbeitsmarktübergängen durch verschiedene 
Arbeitszeitregelungen fördern oder verhindern. Außerdem erlaubt uns diese Typolo-
gie, den Einfluss verschiedener politischer Strategien auf diese Übergänge miteinan-
der zu vergleichen, was als Schlüssel zum Konzept der Übergangsarbeitsmärkte 
dient. 

Staatliche Flexibilität: Zwischen gesetzlicher Intervention und betriebli-
cher Implementation 

Ein Vertrauen auf den Staat als endgültigen Schlichter und auf individuelle, auf 
betrieblicher Ebene verwirklichte Initiativen kann in Ländern festgestellt werden, in 
denen die gesetzliche Regulierung das Hauptelement bei der Anwendung flexibler 
Beschäftigungsbedingungen und der Einführung von innovativen Arbeitszeitmustern 
darstellt. In diesen Ländern bleibt die regulative Rolle der Gewerkschaften trotz eines 
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relativ hohen Anteils gewerkschaftlich organisierter Arbeitnehmer schwach.2 Frank-
reich und Spanien sind anschauliche Beispiele für diese Art von staatlicher Flexibili-
tät. Der Staat greift oft ein, um den niedrigen Grad der Koordination von Kapital und 
Arbeit auszugleichen. Die konsolidierende Rolle des Staates kann insbesondere in 
Frankreich festgestellt werden, wo die Gewerkschaftsbewegung politisch gespalten 
ist und eine Tradition autokratischer Kontrolle durch die französischen Arbeitgeber 
besteht. So greift der Staat ein, um die Beziehungen zwischen den Sozialpartnern 
beim Scheitern von Verhandlungen über die Arbeitszeit zu regulieren (Anxo et al. 
2000b; Boyer 1997, Lallement 1997). In Frankreich ist die Tradition kollektiver Aus-
handlungssysteme vergleichsweise sehr schlecht entwickelt und das trotz bedeuten-
der gesetzlicher Reformen im letzten Jahrzehnt, die zum Ziel hatten, die Aushand-
lung von Kompromissen insbesondere in Fragen der Arbeitszeit zu fördern. Es gab 
große Schwierigkeiten, eine Einigung zwischen rivalisierenden Gewerkschaften und 
zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen zu erreichen, was mit einem 
niedrigen Umfang gewerkschaftlich organisierter Arbeitnehmer auf Firmenebene 
gekoppelt war. Diese Probleme erklären die Verpflichtung des französischen Staa-
tes, bei der vor kurzem verabschiedeten Loi Aubry zur 35-Stunden Woche sowohl 
das „Zuckerbrot“  finanzieller Anreize als auch die „Peitsche“ des gesetzlichen Zwan-
ges anzuwenden, um die Verbreitung von Arbeitszeitflexibilität zu fördern und zu 
regulieren. Diese Entwicklung geschieht vor dem Hintergrund einer Politik, die den 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit als höchste Priorität einstuft.  

Seit den späten siebziger Jahren stehen Fragen der Arbeitszeit im Zentrum star-
ker Kontroversen und sind von politischem Stillstand geprägt. Die Entscheidung, 
1982 die Standardarbeitszeit kollektivvertraglich  auf 39 Wochenstunden zu reduzie-
ren, widerspiegelte die Unfähigkeit der Sozialpartner, eine Verhandlungslösung zu 
erreichen. Seither besteht das übergeordnete Ziel der Arbeitszeitpolitik in Frankreich 
darin, eine Reihe von flexiblen Arbeitspraktiken zu initiieren (einschließlich Verträgen 
mit feststehender wöchentlicher Arbeitszeit und Jahresarbeitszeit). Dieses Vorgehen 
hat zu einem Trend zu größerer Arbeitszeitflexibilität geführt, die auf der Firmen- und 
individuellen Ebene umgesetzt wird (Boulin et al. 1997). In diesem Zeitraum spielte 
der Staat eine aktivere Rolle, indem er die Bedürfnisse der Arbeitgeber nach Arbeits-
zeitflexibilität unterstützte, zum Beispiel durch Schaffung von Anreizen zur Reduzie-
rung der Arbeitskosten zwecks Minderung der Arbeitslosigkeit. Beispiele für solche 
Versuche sind die Loi Robien  und frühe Bestrebungen, Solidaritätsverträge einzu-
führen3 (Béhar 1997; Boulin et al. 1996; Cette 1997; Hoffmann 1997). Die Diskussion 
um die Arbeitszeit steht aufgrund der für das Jahr 2000 geplanten Verabschiedung 
der Loi Aubry von Neuem auf der politischen Tagesordnung (EIRR 1998a und 
1998b). Die neue Gesetzgebung versucht, die Sozialpartner zu ermutigen, sich über 
eine flexible Anwendung reduzierter Arbeitszeit auf der industriellen und der Firme-

                                                        
2 So betrug zum Beispiel laut OECD (1994, S. 171-4) die Quote der gewerkschaftlich organisierten 
Beschäftigten in Frankreich und Spanien 10 bzw. 11% aller Arbeitnehmer, der prozentuale Anteil der 
kollektivvertraglich abgesicherten Bevölkerung jedoch 92 bzw. 68%. 
3 Solidaritätsverträge sind in Frankreich besonders beliebt, wo Arbeitszeitgesetze job-sharing und die Einstellung 
junger Arbeitskräfte anstatt Frühverrentungen fördern. 
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nebene zu einigen. Trotzdem bleibt der Staat angesichts der Zwietracht zwischen 
den französischen Gewerkschaften sowie zwischen den Gewerkschaften und den 
Arbeitgeberorganisation der Hauptarchitekt der Veränderung. Trotz einiger Versuche, 
mit den Regulierungszwängen zu experimentieren, widersetzte sich die Mehrheit der 
französischen Arbeitgeber diesen neuen Maßnahmen und zog es in der Vergangen-
heit vor, den traditionellen Weg der Überstunden und der Kurzarbeit einzuschlagen, 
um Arbeitszeitflexibilität innerhalb der Firma zu erreichen. Dennoch können wir trotz 
der Diskrepanz zwischen normaler und tatsächlicher Arbeitszeit anhand von Abbil-
dung 1 oben erkennen, dass die hohe Konzentration von Beschäftigten, die um die 
39 Wochenstunden arbeiten, die Dominanz der gesetzlichen regulativen Norm in 
Frankreich gut veranschaulicht.  

Die Situation in Spanien weist insbesondere hinsichtlich der Rolle des Staates 
und der Gewerkschaften einige Ähnlichkeiten zum französischen Beispiel auf, 
obwohl beide Länder recht ausgeprägte eigene Traditionen besitzen. Im Laufe der 
achtziger Jahre förderte auch in Spanien die Regierung den Abschluss von stabile-
ren dreiseitigen Sozialpakten und Verträgen, „die fast explizit versuchten, eine Ver-
sion des ‘nordeuropäischen’ Neokorporatismus zu replizieren“ (Crouch 1993, S. 
267). Die Gewerkschaften in Spanien wie in Frankreich sind traditionell auf politi-
scher Grundlage organisiert. Seit 1993 kämpfen sie für eine Reduzierung der 
Arbeitszeit, insbesondere weil die Wochenarbeitszeit in Spanien sehr lang ist. Die 
Gewerkschaften setzten sich eher für kollektivistische Lösungen des Problems der 
Arbeitslosigkeit ein - durch gesetzliche Regulierung und eine Reduzierung der Stan-
dardarbeitsstunden - als Verhandlungslösungen anzustreben. Andererseits argu-
mentieren die Arbeitgeber, dass eine längere Arbeitszeit notwendig ist, und bestärkt 
von der Wahl einer konservativen Regierung sind sie in Verhandlungen entspre-
chend unnachgiebiger geworden. Das Unvermögen, Kollektivverträge abzuschlie-
ßen, hat dazu geführt, dass die Regierung weitere Reformen des Arbeitsmarktes er-
wägt (Cébrian et al. 1997, S.31; EIRR 1998c). 

In diesen Ländern veranschaulichen die Debatten um die Arbeitszeit, dass die 
Frage nach den Mitteln, wie Arbeit zwischen „Insidern“ und „Outsidern“  umzuvertei-
len ist, im Gegensatz zu Deutschland und den Niederlanden sehr viel kontroverser 
diskutiert wird. Letzten Endes hat die französische Gesellschaft weitgehend auf 
gesetzliche, universelle und kollektivistische Formen der Regulierung zurückge-
griffen. (Baglioni 1990, S. 24). Diese werden auf einer individuellen Ebene innerhalb 
der Firma implementiert, um konfliktträchtigere Fragen und Probleme der sozialen 
Umverteilung, in diesem Falle zwischen Personen mit und ohne Beschäftigung zu 
lösen. Eines der Schlüsselelemente bei der Gestaltung der Flexibilität ist mit dem 
Konzept des Standardarbeiters und dem Wert verbunden, welcher der Gleichheit der 
Bürger beigemessen wird. (Boyer 1997, S. 101). Lallement (1997, S. 298) argumen-
tiert ähnlich, wenn er behauptet, dass die Grundlage für den „rapport salarial“ in 
Frankreich eine Folge der Entwicklung des Wohlfahrtsstaates und des von den 
Beschäftigten in ihrer Rolle als Staatsbürger ausgeübten Druckes sei. 
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„Die institutionalisierten Kompromisse, die das Beschäftigungsverhältnis charakterisieren, 
sind weniger das Ergebnis einer aktiven Mitbestimmungspolitik und gewerkschaftlicher 
Legitimität als die Folge der Entwicklung des Wohlfahrtsstaates und der Forderungen der 
Beschäftigten, nicht als Mitglieder eines demokratischen industriellen Bereiches (an Ent-
scheidungen mitzuwirken, die im Zentrum der wirtschaftlichen Macht stehen), sondern in 
erster Linie als Staatsbürger“ (Lallement 1997, S. 298; Übersetzung der Autorin). 

Eines der Prinzipien, das diese Lösungsformen von solchen unterscheidet, die in 
Ländern wie Großbritannien praktiziert werden, ist die Vorstellung des republikani-
schen Konzepts eines Standardarbeiters und -bürgers. In liberaleren Systemen geht 
man von der zugrunde liegenden Vorstellung aus, dass verschiedene Arten von Indi-
viduen eine freie Wahlmöglichkeit über ihre Form der Teilnahme am Arbeitsmarkt 
ausüben.4 Dies ist ein völlig anderer Ansatz im Umgang mit Problemen, die durch  
Arbeitsmarkt und Arbeitszeitflexibilität geschaffen werden. Silver (1994) behauptet, 
dass es der gängigere Weg sei, einen solidarischen oder korporatistischen Zugang 
zur sozialen Integration und zum sozialen Ausschluss zu entwickeln (s. auch Cousins 
1998; Fagan and Lallement 2000). Diese Unterschiede im Umgang mit Arbeitszeit-
flexibilität werden deutlicher, wenn wir Wege  untersuchen, wie Sozialpartner erfolg-
reicher eingebunden werden können als in Frankreich oder Spanien. 

Ausgehandelte Flexibilität: Einbeziehung der Sozialpartner 

Die Einbeziehung der Sozialpartner durch Verhandlungen ist charakteristisch für ein 
System mit einem niedrigen Umfang gesetzlicher Arbeitszeitregelung, welche einen 
grundlegenden Schutz bietet, jedoch Raum für eine starke Tradition kollektiver Aus-
handlungssysteme lässt. Beispiele hierfür sind Schweden und in einem geringeren 
Umfang Deutschland und die Niederlande. Ein Eingreifen des Staates in den kollekti-
ven Aushandlungsprozess ist in diesen korporatistischen Systemen selten, in denen 
die Sozialpartner sehr auf ihre Autonomie bedacht sind und der Entscheidungsfin-
dungsprozess hoch zentralisiert und koordiniert ist. Charakteristisch für das System 
ist ein relativ geringer Umfang von Arbeitskonflikten und eine starke Tradition von 
Kooperation und Absprachen. Hierbei kann der Erfolg auf das Ausmaß, in dem 
dezentralisierte Verhandlungen stattfinden können, zurückgeführt werden, zum Bei-
spiel durch die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips in Schweden (Anxo und Storrie 
1997, S. 15) und einen hohen Anteil gewerkschaftlich organisierter Arbeitnehmer.5  
Die gegenseitige Kontrolle zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen kön-
nen dazu beitragen, die Extremformen des Trends zur Individualisierung der Arbeits-

                                                        
4 Die Unterschiede basieren nicht nur auf den philosophischen Prinzipien, die den sozialen Institutionen 
zugrunde liegen, sondern können sich auch im unterschiedlichen Arbeitsrecht im Zusammenhang mit negativen 
und positiven Formen der Freiheit äußern. Dies hat Auswirkungen darauf, ob die „Vertragsfreiheit“  in einem 
römischen Gesetz kodifiziert ist oder auf einer common-law Tradition basiert. 
5 Es bestehen trotzdem wesentliche Unterschiede zwischen den Systemen. So ist der Anteil der gewerkschaftlich 
organisierten Arbeitnehmer in Schweden viel höher als in Deutschland (85% bzw. 32%, OECD 1994, S. 173). In 
den Niederlanden sank dieser Anteil von 39% im Jahre 1980 auf 25% Mitte der neunziger Jahre, obwohl 
zwischen 70% und 80% der Beschäftigten kollektivvertraglich abgesichert sind. 
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verträge und Arbeitszeitmuster abzuschwächen, wie sie in andern Ländern, bei-
spielsweise in Großbritannien zu sehen sind. 

Crouch (1993) weist darauf hin, dass das System des Korporatismus in Skandi-
navien stärker und stabiler als in Deutschland und in den Niederlanden ist. Weitere 
Unterschiede zeigen sich auch in der vergleichenden Forschung zum Wohlfahrts-
staat, welche die Unterscheidung zwischen dem sozialdemokratischen Ansatz in 
Schweden und der eher konservativen Ernährerideologie, der  Grundlage der deut-
schen Sozialsysteme, unterstreicht. Ein eher hybrides Beispiel sind die Niederlande, 
wo noch darüber diskutiert wird, ob eine Verschiebung von einer konservativen zu 
einer mehr sozialdemokratischen Position stattgefunden hat. Einerseits äußern sich 
konservative Elemente in einem vergleichsweise niedrigen Grad an weiblicher Betei-
ligung und der Aufnahme von geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen, welche ein 
modifiziertes männliches Ernährermodell stärken. Andererseits wurde eine radikale 
Reform des Sozialsystems mit dem Ziel durchgeführt, sich von traditionellen Zutei-
lungs- und Anspruchskriterien zu trennen. (Daune-Richard 1998; Pfau-Effinger 1998; 
Sainsbury 1996; Visser and Hemerijck 1997). Diese Unterschiede haben einen Ein-
fluss auf die Art der Optionen, die in den letzten Jahren genutzt  wurden, um der 
Herausforderung der Flexibilität unter den Bedingungen von Rekordarbeitslosigkeit 
und steigender Frauen- und Teilzeitbeschäftigung zu begegnen. 

Wie Abbildung 1 zeigt, ist die Verteilung der Arbeitszeit in Deutschland seit Mitte 
der achtziger Jahre deutlich durch eine Reihe signifikanter Verkürzungen der Nor-
malarbeitszeit gekennzeichnet. Die Hauptmotivation hierfür war der Kampf gegen die 
zunehmende Arbeitslosigkeit. In Schweden ist in den letzten Jahrzehnten trotz eines 
institutionellen Rahmens, welcher der Einrichtung von flexibler Arbeitszeit durch Ver-
handlungen förderlich ist, die Frage der Arbeitszeit kein zentrales Thema im kollekti-
ven Aushandlungsprozess (Anxo et al. 2000a). Die geringe Bedeutung, die dieser 
Frage in den Aushandlungen beigemessen wird, erklärt die Beständigkeit einer recht 
traditionellen Arbeitszeitverteilung mit einer hohen Kumulierung um die gesetzliche 
Norm wie in Frankreich. Obwohl Schweden eine ähnlich korporatistische Struktur der 
industriellen Beziehungen wie Deutschland und die Niederlande aufweist, kann die 
relative Stabilität der Arbeitszeitverteilung im Wesentlichen durch das Fehlen von auf 
der Industrieebene verhandelten Arbeitszeitverkürzungen und einer stärkeren Beto-
nung von Lohnerhöhungen im Aushandlungsprozess erklärt werden. Wie bereits 
erwähnt, veranschaulicht dies die Bedeutung von politischen Prioritäten bei der 
Erklärung der unterschiedlichen Arbeitszeitverteilungen zwischen Ländern mit ähnli-
chen institutionellen Strukturen. 

Extern eingeschränkter Voluntarismus 

Schließlich wollen wir Länder untersuchen, die der Herausforderung der Flexibilität 
von einem liberaleren Ausgangspunkt begegnet sind. In diesem Zusammenhang 
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haben wir Großbritannien und Irland als Systeme eingestuft, die einen extern einge-
schränkten  Voluntarismus praktizieren, da beide Länder eine voluntaristische Form 
von Institutionen zur Regelung der industriellen Beziehungen historisch gemeinsam 
oder geerbt haben.  Diese Institutionen betonen das Recht der Gewerkschaften auf 
kollektive Aushandlung. 

Das Spektrum der normalen Arbeitszeitverteilungsmuster ist in Großbritannien 
und in einem geringeren Maße in Irland sehr breit gefächert (s. Abbildung 1; für 
Irland bei der Europäischen Kommission verfügbare Daten 1994; Fynes et al. 1996). 
Ein beträchtlicher Teil der Arbeitnehmer ist in Arbeitsverhältnissen mit sehr langer 
bzw. sehr kurzer Wochenarbeitszeit beschäftigt (s. auch Bothfeld und O’Reilly 2000, 
Smith et al. 2000). Dieses Muster der Arbeitszeitverteilung  widerspiegelt das Fehlen 
gesetzlicher Arbeitszeitregulierung, die Schwäche der industriellen Beziehungen und 
den geringe Bedeutung, welche die Gewerkschaften Arbeitszeitverkürzungen bei-
messen.  

Das britische System der industriellen Beziehungen war während der Regie-
rungszeit von Margaret Thatcher präzedenzlosen Angriffen ausgesetzt, was zu einer  
beträchtlichen Schwächung der gewerkschaftlichen Position im demokratischen Pro-
zess führte. Die 18-jährige Ära konservativer Regierungen war von einer anhalten-
den Feindseligkeit gegen eine Harmonisierung der Beschäftigungs- und Arbeitszeit-
gesetzgebung in Europa sowie von lautstarker Opposition gegenüber den Zielen 
einer europäischen Sozialcharta gekennzeichnet. Während dieser Zeit wurde die 
voluntaristische Tradition des gewerkschaftlichen Rechts auf „freie kollektive Aus-
handlung“ durch eine substantielle Schwächung der relativ unkoordinierten Gewerk-
schaftsbewegung Schaden zugefügt. Diese Tendenz wurde besonders durch den 
starken Rückgang in der verarbeitenden Industrie Großbritanniens verschärft, wo die 
Gewerkschaften am stärksten waren. Das Beschäftigungswachstum ist zum größten 
Teil auf Teilzeitarbeit im weniger gut organisierten Dienstleistungssektor zurückzu-
führen. (Gregg und Wadsworth 1995 und 1997; Smith et al. 1998). Ein Nachweis für 
die Möglichkeiten der Arbeitgeber, sich über die minimalistischen Formen der Regu-
lierung hinwegzusetzen, ist der Trend zum Sonntagsverkauf im Einzelhandel (Smith 
et al. 1997). 

In Irland kann in den letzten Jahren eine größere Bereitschaft beobachtet wer-
den, die Arbeitsbeziehungen in Übereinstimmung mit europäischen Normen zu regu-
lieren, wobei die Gewerkschaftstradition relativ stark geblieben ist. O’Connell und 
McGinnity (1997, S. 7f.) behaupten, dass sich das traditionelle irische Regulierungs-
system vom britischen Modell des „Voluntarismus, der Konfrontation, der Fixierung 
auf die jeweiligen partikularen Interessen bei kollektiven Aushandlungen und dem 
Muster einer zersplitterten und dezentralisierten Gewerkschaftsbewegung“ entfernt 
hat. Früher hatten die Sozialpartner die gesetzliche Regulierung entschieden abge-
lehnt, da sie in ihr eine Beeinträchtigung ihrer Autonomie sahen. Seit den achtziger 
Jahren wurden jedoch einige Beschäftigungsgesetze eingeführt, die europäischen 
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Richtlinien folgen. Auf der nationalen Ebene sind Zeichen einer neuen Form der 
Regulierung in Gestalt einer Reihe von „korporatistisch-solidarischen Vereinba-
rungen zwischen der Regierung und den Sozialpartnern“ zu erkennen. Diese Verein-
barungen umfassen Löhne, Arbeitsmarktpolitik, öffentliche Ausgaben sowie Besteue-
rung und bedeuten eine Abkehr vom alten Regulierungsmodell und eine Hinwendung 
zu einem eher kontinentaleuropäischen Ansatz. Diese Veränderung hat zum Teil zu 
den kürzlichen Erfolgen der irischen Wirtschaft beigetragen (Economist 1997). Irland 
hat auch gegenüber dem europäischen Projekt mehr Enthusiasmus gezeigt als 
Großbritannien unter den früheren konservativen Regierungen. Es gibt jedoch Anzei-
chen dafür, dass die New Labour Regierung sich auf eine Akzeptanz von europäi-
schen Standards und Regulierungen zubewegt, die sich auf Vereinbarungen zur 
Arbeitszeit sowie auf die Rechte von Teilzeitkräften und Niedrigverdienern auswir-
ken. 

Die Veränderungen in Irland waren nicht nur eine Folge der wirtschaftlichen Pro-
bleme und der Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt in den siebziger und achtziger 
Jahren, sondern auch eine Konsequenz der zunehmenden Anzahl von multinatio-
nalen Gesellschaften in Irland. Heute beschäftigen diese ein Drittel der Arbeitnehmer 
in der verarbeitenden Industrie. Der Abschluss von nicht gewerkschaftlichen Verträ-
gen  in diesen Firmen  hat des weiteren zur Entstehung einer zweifachen Regulie-
rung geführt, welche die geerbte „voluntaristische“ Tradition schwächt. Crouch (1993, 
S. 267) argumentiert, dass  sich Irland während der achtziger Jahre  trotz starker 
Institutionen kollektiver Aushandlung vom Neokorporatismus entfernt und einem 
einfachen pluralistischen Modell zugewandt hat, jedoch in den neunziger Jahren eine 
Rückkehr zum Abschluss von Verträgen auf nationaler Ebene zu verzeichnen ist. In 
vielerlei Hinsicht bewegt sich Irland von einem System mit sehr beschränkten For-
men der gesetzlichen Regulierung und entwickelten kollektiven Aushandlungsstruk-
turen hin zu einem System, welches der gesetzlichen Regulierung einen höheren 
Stellenwert beimisst. Dabei wurde die Rolle der Gewerkschaften im kollektiven Aus-
handlungsprozess zunehmend geschwächt.  

Das Hauptziel dieser Typologie ist es, die verschiedenen Aufgabenstellungen 
und Mittel zur Umsetzung von Arbeitszeitveränderungen hervorzuheben. Obwohl 
dieses Vorgehen auf die Unterschiede zwischen diesen Ansätzen und den Regulie-
rungsmaßnahmen zur Verwirklichung dieser Veränderungen hinweist, sind dies 
lediglich zwei Faktoren, welche die unterschiedliche  Verteilung der Arbeitszeit zwi-
schen den verschiedenen Ländern erklären können. Wirtschaftliche, gesellschaftliche 
und institutionelle Faktoren können auch einen Einfluss auf die Gestaltung der 
Arbeitszeitverteilung ausüben und insbesondere strukturelle Unterschiede bei den 
Formen der Einkommens- und Beschäftigungsverteilung begründen. Diese Elemente 
sowie unterschiedliche Steuer- und Sozialleistungssysteme (zum Beispiel beste-
hende Regelungen für Kindererziehung und Urlaub oder Versicherungsschwellen bei 
Sozialbeiträgen und Ansprüchen) beeinflussen die Verteilung der Arbeit nach 
Geschlecht und  Arbeitszeit sowohl innerhalb als auch zwischen den Haushalten. 
Deshalb entfernen wir uns nun von der aggregierten Ebene und Verteilung der 
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Arbeitszeitmuster und vergleichen im folgenden die Struktur der Arbeitszeit von 
Haushalten. Ziel der folgenden Analyse ist es darauf hinzuweisen, wie sich in den 
verschiedenen Ländern die geschlechtsspezifische Dimension der sozialen Integra-
tion infolge unterschiedlicher Arbeitszeitarrangements voneinander unterscheidet 
und welche Faktoren und politischen Ansätze die Übergänge zwischen verschiede-
nen Arbeitsmarktstrukturen beeinflussen.  

2. Geschlecht, Zeit und Integration 

Obwohl Arbeitszeitflexibilität ein breites Spektrum von Vorgehensweisen umfasst, so 
liegt dennoch eine der gängigsten Unterscheidungen zwischen männlichen und 
weiblichen Formen der Zeitflexibilität im Umgang mit der Teilzeitarbeit. Die Zunahme 
von Teilzeitbeschäftigung ist eines der Hauptmittel für die Aufnahme von Frauen in 
den Arbeitsmarkt, obwohl die Beschäftigungsbedingungen sowohl zwischen den 
Ländern als auch den Wirtschaftssektoren deutlich voneinander abweichen. (Fagan 
und O’Reilly 1998; Smith et al. 1998). Die Verteilung der Arbeitszeitmuster in Abbil-
dung 1 betont die gemeinsamen Unterschiede in der geschlechtsspezifischen 
Dimension der Arbeitszeit. Im Vergleich zu den Männern zeigt die weibliche Vertei-
lung eine viel breitere Streuung und ist im Allgemeinen linksschief. Mit anderen 
Worten, weibliche Beschäftigte weisen in ihrer Arbeitszeit eine viel höhere Schwan-
kung und Flexibilität sowie einen viel größeren Umfang von Arbeitsmarktübergängen 
im Allgemeinen auf. Die höhere Diversifikation  und Segmentierung der weiblichen 
Arbeitszeit widerspiegeln eine traditionelle, wenn auch eine sich verändernde 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung zwischen Haus- und Lohnarbeit. (Anxo und 
Daune-Richard 1991). 

Trotz dieser gemeinsamen Charakteristiken muss auf einige signifikante Unter-
schiede hingewiesen werden. In Frankreich äußert sich die weibliche Integration in 
den Arbeitsmarkt traditionell in einem hohen Umfang von Vollzeitbeschäftigung, 
obgleich Teilzeitbeschäftigung immer gängiger wird. In Schweden hingegen drückt 
sich der sehr hohe Anteil weiblicher Beschäftigungen häufiger in Form von Teilzeit-
arbeit aus (Anxo et al. 200a und 2000b; Daune-Richard 1998). Seit kurzem beginnt 
sich dieser traditionell hohe Umfang von Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen rück-
läufig zu entwickeln. Wie bereits erwähnt, können unterschiedliche institutionelle 
Arrangements zu ähnlichen Ergebnissen führen. Beispielsweise kann der Umfang 
der weiblichen Integration vergleichbar sein wie etwa in Frankreich und Spanien. In 
qualitativer Hinsicht jedoch kann diese verschiedene Formen wie Voll- und Teilzeit-
beschäftigung annehmen. Spanien und Irland liefern Spiegelbilder dieser beiden 
Gesellschaften: Diese Länder zeichnen sich durch einen traditionell sehr niedrigen 
Umfang von Teilzeitarbeit und Beteiligung der Frauen am Arbeitsmarkt insgesamt 
aus (Cébrian et al. 2000; Cébrian und Moreno 1995; Ruvio et al. 1998.) Es besteht 
jedoch in Frankreich und in Spanien mehr Widerstand gegen die Idee der „atypi-
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schen“ Arbeitnehmer, und Teilzeitkräfte sind in rechtlicher Hinsicht oft den Vollzeit-
kräften gleichgestellt (EIRR1998d). In Irland war demgegenüber die Ablehnung 
gegen die Zunahme der Teilzeitbeschäftigung geringer, auch dort, wo die angebote-
nen Arbeitsbedingungen minderwertig waren.  

Die Verteilung der Arbeitszeit in Großbritannien zeigt eine viel stärkere Polarisie-
rung nach Geschlechtern bei einem äußerst hohen  Arbeitsstundenumfang für Män-
ner und einem hohen Aufkommen von Teilzeitarbeit bei Frauen. Ähnliche Muster bei 
Frauen können auch in den Niederlanden gefunden werden, wo Kurzarbeit sehr stark 
vertreten ist, und in zunehmenden Maße auch in Deutschland, wenn auch die 
Beschäftigungsbedingungen dort besser sind als in Großbritannnien. In Deutschland 
jedoch und in einem bestimmten Umfang auch in den Niederlanden fördern traditio-
nellere Übergangsmuster den Rückzug von Frauen aus einer Erwerbstätigkeit. 
Obwohl in den Niederlanden ein ähnliches, traditionelles Ernährermodell besteht, 
kann die Verbesserung der Rechte von Teilzeitkräften als Schritt in eine ähnliche 
Richtung wie beim schwedischen Modell betrachtet werden, wo die Benachteiligung 
von Teilzeitkräften gegenüber Vollzeitkräften aufgehoben wurde. (Sainsbury 1996; 
Visser und Hemerijck 1997). Zu den Gründen, warum das niederländische System 
so hoch gelobt wird, zählen vor allem die in der Mitte der achtziger Jahre unternom-
menen Versuche, die Reform der Sozialsysteme der hohen Arbeitslosenrate anzu-
passen sowie der Umgang mit flexibler oder unsicherer Beschäftigung.6  

In der vergleichenden Forschung zum Wohlfahrtsstaat wurden verschiedene 
Erklärungsmodelle entwickelt, um diese Schwankungen in Form und Qualität der 
Integration von Frauen im Arbeitsmarkt und ihren Zusammenhang mit der Sozialpo-
litk zu erläutern. Esping-Andersen (1990) hat eine allgemein anerkannte Typologie 
von Ländern ausgearbeitet, die in vieler Hinsicht den früheren Forschungsstand und 
die Diskussionen auf dem Gebiet der industriellen Beziehungen widerspiegelt. Er 
argumentiert, dass es bei der weiblichen Beschäftigung eine scharfe Differenzierung 
zwischen sozialdemokratischen, korporatistischen und liberalen Wohlfahrtssystemen 
gibt. Die Grundlage für diese Klassifizierung beruht auf drei Schlüsselkonzepten: der 
Umfang der Dekommodifizierung, das Prinzip der Schichtung und das Wesen der 
Beziehung zwischen  Staat und Markt. Die Dekommodifizierung erklärt das Lohn-
Leistungs-Verhältnis, d.h. das Ausmaß, in dem der Staat in das Klassensystem ein-
greift, damit „eine Person ihren Lebensunterhalt bestreiten kann, ohne sich auf den 
Markt verlassen zu müssen“ (Esping-Andersen 1990, S. 21-2). Der Autor beurteilt 
Qualität und Quantität von Programmen zur Einkommensbeihilfe und deren Bezie-
hung zu anderen Institutionen.7  

                                                        
6 Ein Beispiel für die sich ändernden Beziehungen zwischen Arbeit und Wohlfahrt in Holland ist die 
Aushandlung der „flexicurity“ 
7 Die empirischen Indikatoren von Esping-Andersen umfassen wage-replacement rates (?), Dauer der 
Beitragszeiten, Methoden der Finanzierung von Transfers, degree of equality of transfers, Grad des 
Korporatismus, Bedeutung von means-tested poor relief (vielleicht: Bedeutung von Armenhilfe nach einer 
Bedürftigkeitsprüfung), private Renten, private Krankenversicherung, average benefit equality (?), die Spanne 
der Ansprüche, Ein- und Austritte aus dem Arbeitsmarkt, Universalismus  



16 

Die Existenz einer hoch entwickelten Dienstleistungsinfrastruktur im öffentlichen 
Sektor in sozialdemokratischen Systemen wie Schweden hat die Beschäftigungsfä-
higkeit  von Frauen verbessert. Zusätzlich hat die Erweiterung dieses Sektors mehr 
Möglichkeiten für weibliche Beschäftigung geschaffen. In liberaleren Systemen hatte 
die Kommodifizierung der Hausarbeit zur Folge, dass Beschäftigungsmöglichkeiten 
für Frauen überwiegend im Bereich der Dienstleistungen auf dem privaten Markt zu 
finden waren. Schließlich sind in mehr korporatistischen Systemen wie in Deutsch-
land Formen der Beschäftigung im Dienstleistungssektor weniger entwickelt. Ein 
geringerer Umfang von weiblicher Beschäftigung widerspiegelt die Privatisierung der 
Hausarbeit und Pflegezuständigkeiten innerhalb des Hauses, die auf dem Markt oder 
im öffentlichen Sektor nicht verfügbar sind. Die Unterschiede zwischen den Syste-
men weisen darauf hin, dass das Potential für die Integration von Frauen je nach 
institutionellen Arrangements in einem bestimmten Land variiert.  

Das Konzept der Dekommodifizierung hat jedoch, insbesondere von feministi-
scher Seite, beträchtliche Kritik hervorgerufen, weil dadurch Haushaltsverhältnisse 
außer Acht gelassen würden, die nicht auf das Lohn-Markt-Verhältnis reduziert wer-
den könnten. Orloff (1993 und 1996) regt an, dass der von Esping-Andersen erstellte 
Rahmen neu formuliert werden muss. Damit soll untersucht werden, inwieweit der 
Staat den Zugang von Frauen zu Lohnarbeit oder das „Recht, „kommodifiziert  zu 
werden“ garantiert und in welchem Maße der Staat den Frauen ermöglicht, auto-
nome Haushalte zu gründen. Die Frage der Haushaltsstrukturen ist zentral für die 
Entwicklung einer Methode als Alternative zu einem Ansatz, der den Einfluss der 
Wohlfahrtsstaaten und die Art der von ihnen geschaffenen Beschäftigungsverläufe 
erfasst. So misst zum Beispiel die Studie von Lewis und Ostner (1994) der Art und 
Weise, wie Sozialpolitik Frauen als Arbeitskräfte, Mütter oder Ehefrauen behandelt, 
größere Bedeutung bei. Sie kategorisieren sozialpolitische Regime als starke, gemä-
ßigte oder schwache Ernährersysteme (Lewis 1992), d.h. entsprechend dem 
Umfang, in welchem diese Besteuerungs- und sozialen Transfersysteme auf dem 
Grundsatz von Haushalten basieren, die aus einem ganztägig beschäftigten Arbeit-
nehmer und nicht erwerbstätigen Familienangehörigen bestehen. Frauen werden im 
Allgemeinen in starken Ernährersystemen als von den männlichen Erwerbstätigen 
abhängige Personen und nicht als einzelne, eigenständige Staatsbürgerinnen 
betrachtet. Ansprüche auf Sozialleistungen basieren oft auf abgeleiteten anstatt auf 
eigenständigen Rechten. Eigenständige Rechte sind solche, die ein Mensch entwe-
der durch seine eigene Arbeitsleistung oder seinen Status als Staatsbürger erwirbt. 
Im Gegensatz dazu basieren die abgeleiteten Rechte auf dem Status als Mütter, 
Ehefrauen oder Kinder (Sainsbury 1996). 

Die Organisation dieser Rechte oder Ansprüche kann zusätzlich Anreize für 
Frauen schaffen, sich zwischen verschiedenen Arbeitszeitarrangements zu bewegen 
oder die Beschäftigung aufzugeben. In Schweden zum Beispiel sind mehr Frauen 
vor Antritt des Mutterschaftsurlaubs vollbeschäftigt, um dadurch ihre Urlaubsleistun-
gen maximal auszuschöpfen (Anxo et al. 2000a). Im Gegensatz dazu dienen Ein-
kommensschwellen für Sozialbeiträge in Deutschland wie in Großbritannien den 
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Arbeitgebern als Anreiz, den Frauen geringfügige Beschäftigungsverhältnisse im 
Umfang von wenigen Stunden anzubieten bzw. den Frauen als Anreiz, solche 
Beschäftigungsverhältnisse einzugehen  (Bothfeld und O’Reilly 2000). Diese Arten 
von Versicherungsschwellen schaffen Arbeitsmarktschranken und dienen dazu, in 
Abhängigkeit von der Zusammensetzung des Haushaltes gesonderte Arbeitszeitmu-
ster für Männer und Frauen zu fördern. Die Ernährerperspektive ist nützlich, um auf 
diese Problematik aufmerksam zu machen. Trotzdem könnte die zunehmende Betei-
ligung von Frauen am Arbeitsmarkt darauf hinweisen, dass diesem traditionellen 
Modell schrittweise die Grundlage entzogen wird. Sozialpolitische Maßnahmen 
basieren jedoch oft auf einem sehr viel traditionelleren Familienbild als es in der 
Realität existiert. Ohne den Rahmen dieses Artikels zu sprengen, werden wir einen 
kurzen Blick auf die Arten von Haushalten und Arbeitszeitarrangements werfen, um 
dadurch Einsichten in die Struktur der Haushalte zu gewinnen. Wir betonen hierbei, 
dass die Existenz von Kindern eine unterschiedliche Wirkung auf das Muster der 
Haushaltsbeschäftigung in verschiedenen Ländern hat und veranschaulichen, wie 
verschiedene Arbeitszeitmuster sich auf das Haushaltseinkommen auswirken.  

Wenn wir ausschließlich die Verteilung der Haushalte von Ehepaaren oder nicht 
ehelicher Lebensgemeinschaften mit Kindern hinsichtlich ihrer Beschäftigungsstruk-
tur untersuchen, können wir eine Reihe interessanter Charakteristiken feststellen 
(Abbildung 2). Haushalte mit dem höchsten Anteil an Doppelverdienern sind in 
Schweden, der ehemaligen DDR und  Großbritannien zu finden. Im Gegensatz dazu 
ist in Irland und Spanien das traditionellere Einzelverdienermodell am stärksten ver-
treten, gefolgt von Westdeutschland und den Niederlanden, wo  fast 40% der Haus-
halte mit Kindern nur von einem männlichen Verdiener ernährt werden. Nicht tradi-
tionelle Haushalte, in denen die Frau die ausschließliche Ernährerin ist, sind in 
Schweden und in der ehemaligen DDR gängiger. Dort machen sie etwas über 5% 
der Haushalte mit Kindern aus. Die Unterschiede zwischen den ehemaligen deut-
schen Staaten sind zum Teil auf die andersartigen weiblichen Beteiligungsmuster 
unter dem früheren kommunistischen System zurückzuführen. Großbritannien, Spa-
nien und Irland sind Länder mit einem hohen Anteil an Haushalten ohne Ernährer. 
Diese machen dort ungefähr 10% aller Haushalte mit Kindern aus. Gregg und 
Wadsworth (1998) haben auf dieses Phänomen der „work-poor“ Haushalte und seine 
Folgen in Form einer langfristigen, Generationen übergreifenden sozialen Benachtei-
ligung hingewiesen. 
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Abbildung 2:Verteilung des Verdienertypus in Haushalten von verheirateten/zusammenlebenden Paa-
ren mit Kindern, 1996 
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Bei einer Analyse von Haushalten mit Doppelverdienern muss weiter zwischen Fami-
lien differenziert werden, in denen beide Partner voll arbeiten und solchen, die ein 
modifiziertes männliches Ernährermodell praktizieren, d.h. wo die Frau teilzeitbe-
schäftigt ist. (Fagan et al. 1998). Bei der Betrachtung der Angaben für 1996 in Abbil-
dung 3 entsteht ein komplexeres Bild. Die ostdeutschen Bundesländer haben eine 
der höchsten Anteile an Haushalten mit zwei Vollzeitverdienern, gefolgt von Schwe-
den und Frankreich. Die Kombination eines modifizierten Familienernährermodells ist 
in den Niederlanden, Großbritannien und Deutschland gängiger. In Irland und Spa-
nien machen Doppelverdienerfamilien zwar weniger als 40% aller Haushalte mit Kin-
dern aus, doch ist in solchen Fällen die Wahrscheinlichkeit größer, dass es sich 
dabei um Familien handelt, in denen beide Partner voll arbeiten. In den Niederlanden 
verrichteten darüber hinaus in 4,2% aller Haushalte beide Eltern eine Teilzeitbe-
schäftigung, was den relativ hohen Anteil der Teilzeitarbeit unter Männern widerspie-
gelt. (1998) 
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Abbildung 3: Zuordnung der Arbeitszeit nach Geschlechtern bei doppelverdienenden 
verheirateten/zusammenlebenden Haushalten mit Kindern, 1996 
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Die Analyse der Arbeitszeitmuster in Haushalten verheirateter oder unverheirateter 
Paare mit Kindern zeigt uns, dass es in einigen Ländern leichter als in anderen ist, 
eine bezahlte Beschäftigung mit den Pflichten der Kindererziehung zu verbinden. Die 
Existenz von Kindern im Haushalt wirkt sich deutlich auf die Struktur der Beschäfti-
gung aus. Diese länderübergreifenden Schwankungen unterstreichen die Wichtigkeit 
von Pflegeeinrichtungen für Kinder im Zusammenhang mit der Beschäftigungsfähig-
keit  von Frauen und widerspiegeln gesellschaftliche Aspekte wie etwa unterschiedli-
che Haltungen zur Kindererziehung und der Beschäftigung von Müttern.  (Alwin et al. 
1992; Pfau-Effinger 1998). Die Auswirkung von Kindern auf die Struktur von Doppel-
verdienerfamilien ist in Großbritannien, den Niederlanden und insbesondere in West-
deutschland am größten, wo dadurch der Anteil der Haushalte, in denen der Mann 
voll- und die Frau teilzeitbeschäftigt ist, drastisch steigt. In Irland und Spanien ist die 
Entstehung eines traditionelleren Modells mit einem einzigen Ernährer wahrscheinli-
cher (Cébrian et al. 2000). Eine Minderheit von doppelverdienenden Eltern in Voll-
zeitbeschäftigung werden möglicherweise eher von der erweiterten Familie als von 
der öffentlichen Vorsorge unterstützt (Anxo und Daune-Richard 1991; Cébrian et al. 
1997; Daune-Richard 1998; Ruvio et al. 1998; Smith et al. 2000). Die begrenzten 
Auswirkungen von Kindern auf die Struktur von Doppelverdienerfamilien in Ost-
deutschland ist eine Folge von unterschiedlichen Haltungen zur Frauenbeschäftigung 
und einem insgesamt niedrigeren Umfang des Haushaltseinkommens als in West-
deutschland (Holst und Schupp 1996). 
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Außerdem können wir diesen relativ einfachen Daten entnehmen, dass es in 
Irland, Spanien und Großbritannien im Vergleich zu anderen Ländern eine beträchtli-
che Zahl von „work-poor“ Haushalten gibt. Eine Hauptsorge in arbeitsmarktpolitisch 
zuständigen Kreisen ist die entstehende Polarisierung zwischen  „work-rich“ ( zwei 
und mehr Verdiener) und „work-poor“ (kein Verdiener) Haushalten. (Gregg und 
Wadsworth 1998). Politische Versuche in Großbritannien, diese Haushalte ohne 
Arbeit „aufzubrechen“, äußern sich in Veränderungen der Einkommensschwellen bei 
den Sozialversicherungsbeiträgen sowie in der Pflicht beider arbeitsloser Partner, für 
eine Arbeit zur Verfügung zu stehen (Taylor 1998).  (Bitte nachprüfen!) Diese politi-
schen Strategien sind Ausdruck moderater Bestrebungen, das Verhältnis zwischen 
Wohlfahrt und Arbeit zu reformieren, auch wenn die in diesen Gesellschaften ange-
wandte Politik sich auf Angebotslösungen konzentriert (s. Silver 1994; Silver und 
Wikinson 1995, S. 285; Fagan und Lallement 2000 für eine ausführlichere Diskussion 
dieser verschiedenen Pardigmen sozialer Integration). 

Solche angebotsorientierten politischen Ansätze umfassen zum Beispiel die 
Steuer- und Transfersysteme. Frühere Forschungen haben aufgezeigt, dass diese 
einen Einfluss auf die Schaffung von Anreizen oder Schranken für den Eintritt in den 
Arbeitsmarkt und auch für die geschlechtsspezifische Zuordnung von Zeit innerhalb 
und zwischen den Haushalten haben können. (Schettkatt 1989; Wakisaka und Bae 
1998). Gustafson (1996, S. 833) argumentiert, dass „wenn schwedische Frauen dem 
deutschen Steuersystem unterlägen, ihre Beteiligung am Arbeitsmarkt von 80% auf 
60% fallen  ... und  die Beteiligung deutscher Frauen am Arbeitsmarkt von 50% auf 
60% steigen würde, wenn für diese das schwedische System gälte.“ In einer kürzlich 
durchgeführten Studie haben Anxo und Flood (1998) den geringfügigen Einfluss 
geschätzt, die eine Schwankung der weiblichen Arbeitszeit auf das verfügbare Haus-
haltseinkommen hat.  
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Abbildung 4: Änderungen des verfügbaren Haushaltseinkommen bei zunehmendem 
weiblichen Beschäftigungsumfang 
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Source: Anxo and Flood (1998). 
 
 

Abbildung 4 zeigt die Auswirkung einer höheren weiblichen Arbeitszeit auf das ver-
fügbare Haushaltseinkommen im Vergleich zum traditionellen männlichen Ernährer-
modell (Mann arbeitet voll/Frau arbeitet nicht). Hier gibt es beträchtliche Schwankun-
gen zwischen den untersuchten europäischen Ländern. Der Nettoertrag aus weibli-
cher Beschäftigung für das verfügbare Haushaltseinkommen ist in Großbritannien 
und den Niederlanden am höchsten; beide Länder haben am Ende der achtziger 
Jahre die gemeinsame Steuerveranlagung abgeschafft. In jedem Land mit Aus-
nahme Deutschlands ist der Beitrag der Frauenarbeitszeit zum Nettohaushaltsein-
kommen positiv, wenn die Frau eine Teilzeitarbeit annimmt und in einem noch höhe-
rem Maße, wenn sie vollbeschäftigt ist. Den Haushalten in Deutschland geht es 
schlechter, wenn die Frau voll arbeitet. Dieses Ergebnis stützt die Analyse von 
Gustafsson (1992), derzufolge das System der gemeinsamen Steuerveranlagung in 
Deutschland das Angebot an weiblicher Arbeit einzuschränken und gleichzeitig das 
männliche Ernährermodell zu stärken scheint. Die Besteuerungs- und Transfersy-
steme in anderen Ländern scheinen weder den Übergang von Arbeitslosigkeit zu 
Beschäftigung noch den Wechsel von Teilzeit- zu Vollzeitbeschäftigung in vergleich-
barer Weise finanziell zu bestrafen. Die Tatsache, dass es in den Niederlanden eine 
relativ hohe Zahl von Haushalten gibt, in denen das modifizierte männliche Ernäh-
rermodell gilt, ist mit Gewissheit auf andere Faktoren als das Steuer- und Leistungs-
system zurückzuführen. So fördern beispielsweise ein beschränktes Angebot  an 
öffentlichen Kinderpflegeeinrichtungen  sowie Einstellungen zur Rolle der Familie ein 
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traditionelleres Familienmuster. (Doudeijns 1998; Pfau-Effinger 1998; Walwei 1998).  
Eine ähnliche Situation, wenn auch im Zusammenhang mit dem modifizierten Ernäh-
rermodell, besteht in Großbritannien, wo viele Frauen in geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnissen arbeiten. In den Niederlanden, Spanien, Irland und Großbritan-
nien werden Frauen mit dem Problem konfrontiert, geeignete und bezahlbare Kin-
derpflegeeinrichtungen zu finden, was ihre potentielle Beschäftigungsfähigkeit ein-
schränkt (Fagan und Rubery 1996, S. 355).  

Eine der Fragestellungen, die für das Konzept der Übergangsarbeitsmärkte eine 
zentrale Rolle spielt, bezieht sich auf den Einfluss der politischen Strategien, die in 
verschiedenen Beschäftigungssystemen zur Förderung der Übergänge angewandt 
werden.8 Aus der vorliegenden Analyse ergibt sich, dass die Verteilung der Ernäh-
rerfamilien zwischen den Gesellschaften in beträchtlichem Maße schwankt. Wir 
haben hier nur zwei wesentliche Politikfelder untersucht, nämlich die Auswirkung der 
Kindererziehung und die Besteuerung, welche einen deutlichen Einfluss auf die Art 
von Übergängen zu haben scheinen, die Frauen in diesen Gesellschaften zwischen 
verschiedenen Arbeitszeitmustern vollziehen können.   

3. Schlussfolgerungen 

In diesem Artikel haben wir versucht, ein konzeptionelles Modell zu erstellen, um 
Veränderungen der Arbeitszeitregulierung in den verschiedenen europäischen Län-
dern vergleichen zu können. Wir haben aufgezeigt, dass die Anwendung des Kon-
zepts der Übergangsarbeitsmärkte sowie der politischen Ansätze für deren erleich-
terte  Umsetzung  eng mit dem institutionellen und regulativen Umfeld verbunden 
sind, in welchem die Veränderung in einer bestimmten Gesellschaft stattfindet. Diese 
Veränderung und die Art und Weise, wie die Akteure bei der Festlegung ihrer Priori-
täten und in den Verhandlungen auf diese reagieren, schaffen spezifische Hinder-
nisse und Chancen für die einzelnen Arbeitnehmer, Übergänge zwischen verschie-
denen Arbeitszeitmustern zu vollziehen. Das Ziel des ÜAM Ansatzes ist es, das wirk-
samste Politikbündel zu eruieren, um negative ausschließende Übergänge zu ver-
hindern und die Wahlmöglichkeiten zu erleichtern. Die Probleme und politischen 
Antworten auf der Tagesordnung der Akteure, die an der Findung von „Lösungen“ für 
Arbeitslosigkeit und Ausschluss beteiligt sind, können auf unterschiedliche institutio-
nelle Fähigkeiten und ideologische Traditionen zurückgeführt werden. 

Unser einleitender Vergleich verschiedener Arbeitszeitverteilungsmuster betont 
die unterschiedlichen Auswirkungen von Verhandlungen auf die Arbeitszeitflexibilität. 
Wir haben drei verschiedene Systemtypen für die Regulierung und Aushandlung von 

                                                        
8 Der Einfluss von Urlaubsregelungen wird bei Fagan und Rubery (1998) detaillierter und in vergleichender 
Perspektive diskutiert. 
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Arbeitszeitveränderungen festgelegt: Staatliche Flexibilität zwischen gesetzlicher 
Intervention und betrieblicher Implementation, ausgehandelte Flexibilität unter Einbe-
ziehung der Sozialpartner  und schließlich extern eingeschränkter Voluntarismus. 
Diese drei Kategorien sollen hervorheben, wie die Reregulierung der Arbeitszeit in 
den in diesem Band untersuchten Ländern Gestalt angenommen hat. Sie unterstrei-
chen auch die verschiedenen von den politischen Systemen entwickelten Lösungen 
und ihre potentiellen Auswirkungen auf die Beschäftigung hinsichtlich von sozialer 
Integration und Ausschluss. 

Trotzdem haben wir auch festgestellt, dass ähnliche Ergebnisse durch unter-
schiedliche Regulierungssysteme erreicht werden können. So wird zum Beispiel das 
Konzept der Standardarbeitsnorm für Vollzeitbeschäftigte durch eine starke gesetzli-
che Regulierung wie in Frankreich und ein sehr zentralisiertes Aushandlungssystem 
gestärkt. Die Haltung gegenüber Teilzeitkräften in diesen regulativen Regimen 
äußert sich zum Beispiel im Bestreben, ihre Beschäftigungsbedingungen denen der 
Vollzeitkräfte anzugleichen. Strafen und Abschreckungsmaßnahmen beim Übergang 
zwischen diesen verschiedenen Mustern werden in einem größeren Umfang als in 
anderen Gesellschaften auf ein Minimum reduziert.  

In Ländern mit einer breiteren Verteilung und Polarisierung der Arbeitszeit wie in 
Großbritannien, schwächeren gesetzlichen Regulierungs-möglichkeiten und einem 
unausgeglichenen Verhandlungssystem, besteht kein Konzept eines gemeinsamen 
Standards, wobei einige Arbeitnehmer eine sehr lange und andere eine sehr kurze 
Arbeitszeit haben. In solchen Fällen würden wir ein höheres Ausmaß der Polarisie-
rung der Arbeitszeit, eine stärkere Trennung zwischen Voll- und Teilzeitkräften und 
mehr Abschreckungsmaßnahmen und Schranken beim Übergang zwischen ver-
schiedenen Arbeitszeitmustern  erwarten. Unsere Analyse hat aufgezeigt, dass es 
nicht nur die Art der Regulierung ist, welche die Muster des Arbeitszeitüberganges 
beeinflussen. Es ist eher das Zusammenwirken von gesellschaftlichen und institutio-
nellen Arrangements in einer bestimmten Gesellschaft, welche die Verbindung zwi-
schen gewissen Formen von Lohnarbeit mit dem Leben zu Hause (zum Beispiel 
Elternurlaub oder Verfügbarkeit und Flexibilität von Kinderpflegeeinrichtungen) 
erschwert oder erleichtert. 

Im zweiten Teil dieses Artikels haben wir Fragestellungen im Zusammenhang mit 
Geschlecht, Zeit und Integration untersucht. Diese Diskussion greift auf frühere Stu-
dien zur Bedeutung von Wohlfahrt und Arbeit zurück, insbesondere im Zusammen-
hang mit Umfang und Form der Einbeziehung von Frauen in die Lohnarbeit. Wir 
haben unterstrichen, wie durch eine Reihe wichtiger sozialpolitischer Maßnahmen 
wie Regelungen für die Kindererziehung und Besteuerung Anreize für die Bildung 
bestimmter Typen von Haushaltsstrukturen entstanden sind, welche  ihrerseits die 
Anreize für Übergänge beschränken oder erhöhen. Wir haben auch die Aufmerk-
samkeit auf die zunehmende Sorge wegen der Polarisierung der Arbeitszeitmuster 
quer durch Haushalte ohne Arbeit gerichtet. Wir sind der Ansicht, dass gewisse 



24 

Systeme wie etwa Schweden  beim Versuch, die Integration von Frauen in den 
Arbeitsmarkt voranzutreiben und diese aufrechtzuerhalten, erfolgreicher waren als 
andere. In anderen Gesellschaften sind die Formen der weiblichen Integration eng 
mit der Stärke des männlichen Ernährermodells verbunden, indem Frauen zum 
Rückzug aus dem Arbeitsleben ermutigt oder Anreize zur Vollbeschäftigung 
geschaffen werden, etwa durch Errichtung von Steuer- oder Beitragsschwellen.  

Eine der Haupterkenntnisse dieser vergleichenden Analyse ist die wachsende 
Notwendigkeit, die Auswirkungen der Beschäftigungsregulierung mit der Regulierung 
der Sozialpolitik zu verbinden. Es bedarf eines solchen integrierten Ansatzes, um 
den Einfluss einer Arbeitsmarktumstrukturierung auf Form und Möglichkeiten der 
Schaffung von Übergängen zwischen verschiedenen Mustern zu bestimmen. Der 
integrierte Zugang ist ein zentrales Element des ÜAM Ansatzes, welcher die Not-
wendigkeit unterstreicht, Brücken zu entdecken, die Beschäftigungschancen wäh-
rend verschiedener Phasen des Lebenszyklus und angesichts verschiedener Arten 
von Risiken erleichtern.   
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